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Sehr geehrte/r    , 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über 
ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über interessante Entwicklungen im und 
um das Finanzgericht Düsseldorf. 

 

Auswahl aktueller Entscheidungen 

Kein Abzug der Kosten für das häusliche Arbeitszimmer einer Stewardess 

Die als Flugbegleiterin tätige Klägerin beantragte in ihrer Einkommensteuererklärung 
für 2013 den Abzug von Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer in Höhe 
von 1.250 €. Dies lehnte das beklagte Finanzamt mit der Begründung ab, das 
Arbeitszimmer stelle nicht den Mittelpunkt ihrer gesamten beruflichen und 
betrieblichen Tätigkeit dar; für diese stehe zudem ein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung. 

Mit Einspruch und Klage machte die Klägerin geltend, dass sie das Arbeitszimmer 
für die Flugvorbereitung (z.B. Information über streckenspezifische Besonderheiten 
und Produktveränderungen, Studium der Arbeitsanweisungen) und -nachbereitung 
(z.B. Erstellung von Feedback- und Ereignisprotokollen) sowie Fortbildungen (Erste-
Hilfe-Auffrischung, Emergency-Übungen) benötige. Zudem legte sie eine 
Bescheinigung der Fluggesellschaft vor, wonach ihr kein individueller Arbeitsplatz 
zur Verfügung stehe. 

Das Finanzgericht Düsseldorf ist dieser Argumentation nicht gefolgt und hat die 
Klage abgewiesen. Zwar stehe der Klägerin für einige (wenige) Tätigkeiten kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung. Der Umfang dieser Tätigkeiten lasse es jedoch 
nicht glaubhaft erscheinen, dass die Klägerin hierfür ein Arbeitszimmer vorgehalten 
habe. Der Senat habe nicht die Überzeugung erlangt, dass die Klägerin den Raum 
in einer ins Gewicht fallenden Art und Weise beruflich genutzt habe. 

In einer Gesamtschau sämtlicher Umstände des Streitfalls ist das Gericht zu der 
Erkenntnis gelangt, dass die Inanspruchnahme des Raums für berufliche Zwecke 
von ganz untergeordneter Bedeutung war, insbesondere wenn man die für die 
Flugvorbereitung und die Nacharbeiten anfallenden Zeiträume ins Verhältnis zur 
anrechenbaren Jahresflugzeit der Klägerin von über 600 Stunden setzt. Dabei hat 
es sich vor allem auf die Aussage eines in der mündlichen Verhandlung 
vernommenen Zeugen gestützt. Vor diesem Hintergrund hat das Finanzgericht 
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Düsseldorf die Arbeitszimmeraufwendungen – anders als im (hier nicht 
einschlägigen) Fall einer sog. Kabinenchefin – nicht zum Abzug zugelassen. 

Die Entscheidung im Volltext: 8 K 1262/15 E 

 

 

Kein Abzug von Schulgeldzahlungen als Krankheitskosten 

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob Schulgeldzahlungen für die Kinder der 
Steuerpflichtigen als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden können. 

Die Kläger machten mit ihren Steuererklärungen Schulgeldzahlungen für englische 
Boarding Schools in Höhe von insgesamt rund 40.000 € (2012) bzw. 29.000 € 
(2013) geltend. Zur Begründung verwiesen sie auf die Aufmerksamkeitsstörung 
(ADHS) ihrer Tochter und die emotionale Entwicklungsverzögerung mit 
Aufmerksamkeitsstörung ihres Sohnes. Beide Kinder sind teilleistungshochbegabt. 
Dies habe den Besuch besonderer Schulen mit kleineren Klassenverbänden 
notwendig gemacht. Zum Nachweis legten sie ärztliche Bescheinigungen bzw. 
Verordnungen vor, die der Kläger, ebenfalls Arzt, teilweise selbst ausgestellt hatte. 

Das beklagte Finanzamt ließ die Aufwendungen nicht zum Abzug zu. 

Die dagegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht Düsseldorf 
führte aus, dass die Aufwendungen keine Krankheitskosten darstellten und es im 
Übrigen an einer im Vorhinein ausgestellten ärztlichen Bescheinigung fehle. 

Die Schulgeldzahlungen seien keine unmittelbaren Krankheitskosten, sondern 
Kosten der Lebensführung. Aufwendungen für Privatschulbesuche könnten nur 
unter ganz engen - hier nicht einschlägigen - Voraussetzungen als Krankheitskosten 
angesehen werden. Die Kläger hätten nicht dargelegt, dass an den Privatschulen 
eine Therapie der ADHS-Erkrankung ihrer Kinder stattgefunden habe. 

Im Übrigen fehle es an einem vor Beginn der Heilbehandlung ausgestellten 
amtsärztlichen Gutachten oder einer ärztlichen Bescheinigung des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung. Dieses Erfordernis gelte nicht nur im Fall der 
medizinisch erforderlichen auswärtigen Unterbringung eines behinderten Kindes, 
sondern - erst recht - bei einfacher Erkrankung. Außerdem sei der Schulbesuch 
Bestandteil einer psychotherapeutischen Behandlung, die ebenfalls erhöhten 
Nachweisanforderungen unterliege. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

Die Entscheidung im Volltext: 13 K 4009/15 E 

 

 

http://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/8_K_1262_15_E_Urteil_20170424.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/13_K_4009_15_E_Urteil_20170314.html


Weitere aktuelle Entscheidungen 

 

Einkommensteuer: 

Keine Option zur Regelbesteuerung wegen unternehmerischer Beteiligung bei 
Tätigwerden über eine zwischengeschaltete Personengesellschaft  
Die Entscheidung im Volltext: 13 K 3081/15 E 

 

 

Körperschaftsteuer: 

Kein Abzug von Aufwendungen für ein Gästehaus  
Die Entscheidung im Volltext: 6 K 3320/14 K,F 

 

 

Kindergeld: 

Nachweis der Anspruchsberechtigung eines polnischen Staatsbürgers für 
einen deutschen Kindergeldanspruch 
Die Entscheidung im Volltext: 9 K 3151/16 Kg 

 

 

Zoll/Verbrauchsteuer: 

Energiesteuerentlastung für eine Kraft-Wärme-Kopplungsanlage 
Die Entscheidung im Volltext: 4 K 579/16 VE 

Vorlage an den EuGH: Verzinsung von erstatteten Einfuhrabgabenbeträgen 
Die Entscheidung im Volltext: 4 K 3268/14 Z 

Vorlage an den EuGH: Zolltarifliche Einreihung eines 
Wirbelsäulenfixationssystems 
Die Entscheidung im Volltext: 4 K 2101/16 U 

Zolltarifliche Einreihung von Hartmetallstäben 
Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1821/15 Z 

Stromsteuerrechtliche Selbständigkeit eines Unternehmens 
Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1995/16 VSt 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/13_K_3081_15_E_Urteil_20170314.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/6_K_3320_14_K_F_Urteil_20170404.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/9_K_3151_16_Kg_Urteil_20170331.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/4_K_579_16_VE_Urteil_20170405.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/4_K_3268_14_Z_Urteil_20170503.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/4_K_2101_16_U_Beschluss_20170419.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/4_K_1821_15_Z_Urteil_20170419.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/4_K_1995_16_VSt_Urteil_20170503.html


 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche 
Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. 
Frühere Ausgaben des Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort 
heruntergeladen werden. Die Abbestellung des Newsletters ist jederzeit möglich. 
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